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Sehr geehrte Damen und Herren,

ich sehe den vorliegenden Entwurf für ein Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern mit gemischten Gefühlen. Das BVG hat Potential für zahlreiche Verbesserungen im Kinderrechtsschutz, weist aber in Entstehung und Inhalt auch einige Widersprüchlichkeiten auf.

Zur Entstehung und Vorgangsweise

Wir feiern heuer nämlich gewissermaßen ein weiteres Jubiläum: 1994, also vor 15 Jahren bereits, verabschiedete der Nationalrat eine Entschließung mit dem Auftrag an die Bundesregierung, eine Verankerung von Kinderrechten in der Verfassung zu prüfen. 1999 hat das Ludwig Boltzmann-Institut für Menschenrechte bereits eine Studie dazu veröffentlicht, mit konkreten Vorschlägen. Und im selben Jahr hat die Regierung auch dem Kinderrechtsausschuss der Vereinten Nationen erneut solch eine Prüfung in Aussicht gestellt. Es hätte also viel Zeit für Diskussionen gegeben, und seitens des Kinderrechtsnetzwerks waren wir dazu auch immer bereit. Umso mehr finde ich es bedauerlich, dass wir in der Schlussphase der Entwurfsentstehung nicht eingebunden waren.

Zum Inhalt

Warum treten wir für eine Verankerung von Kinderrechten in der Verfassung ein?

Derzeitiger Rechtsstatus der KRK völlig unzureichend – kein Verfassungsrang, unter Erfüllungsvorbehalt – KRK rechtlich weitgehend ohne Effekt.

Unser Ziel seitens des Netzwerks: gesamte KRK im Verfassungsrang; alternativ gesamter moderner Grundrechtskatalog

Unsere Erwartung: dreifache Verbesserung – „3 R“:

Rahmen für Gesetze – (individueller) Rechtsschutz - Rechtsbewusstsein

Welche Rechte beinhaltet der Entwurf?

Die Regierung hat sich leider dazu entschlossen, nicht die ganze Konvention, sondern nur einzelne Rechte in der Verfassung zu verankern; dazu zählen ein allgemeiner Anspruch auf Schutz und Fürsorge, Entwicklung und Entfaltung des Kindes; umfassende Kindeswohlprüfung; Kontaktrechte des Kindes zu beiden Eltern; besondere staatliche Verantwortung für Kinder außerhalb der Familie; Verbot der Kinderarbeit; Kinderrecht auf Partizipation; Schutz vor jeglicher Form von Gewalt, wirtschaftlicher oder sexueller Ausbeutung; Recht auf Rehabilitation; Rechte von Kindern mit Behinderung.

„Klingt viel – versprechend, aber:“
Welche Bereiche der Kinderrechtskonvention stehen in SPÖ-ÖVP-Entwurf nicht drinnen?

Wichtige Themen wie Gesundheit, Freizeit, Bildung, Kinderarmut/angemessener Lebensstandard werden explizit gar nicht angesprochen. Bezüglich Diskriminierung von Kindern begnügt man sich mit dem geltenden Gleichheitssatz in unserer Verfassung.

Welche Auswirkungen hätte der vorliegende Entwurf der SPÖ-ÖVP für Kinder und Jugendliche, wenn er so in der Verfassung verankert würde?

Die Auswirkungen werden ganz wesentlich vom weiteren Signal der Politik und dem Wollen der RechtsanwenderInnen (Verfassungsgerichtshof, alle Gerichte inklusive Asylgerichtshof, Behörden, RechtsanwältInnen in unterschiedlichsten Bereichen etc.) abhängen. 

Potential ist vorhanden: Kindeswohl als Grundsatz quer durch die Rechtsordnung, also auch im Asyl- und Fremdenrecht; Kinderpartizipation; ein Auftrag an die Jugendwohlfahrt, sich zB konsequent um unbegleitete Minderjährige zu kümmern; Recht auf Zugang zu Rehabilitation; gleicher Zugang zu Bildung für Kindern mit Behinderung.

Von der Politik braucht es daher ein klares Signal und Begleitmaßnahmen zu Information, Sensibilisierung und Weiterbildung über die Rechte der Kinder (für Kinder und Erwachsene). Gerade was das klare Signal betrifft, halten wird den Pauschal-Gesetzesvorbehalt des Artikel 7 des Entwurfs für problematisch.

Wie ist der Gesetzesvorbehalt in Artikel 7 (und dem direkten Bezug zum Fremdenrecht in den Erläuterungen) zu sehen?

Das ist aus unserer Sicht der enttäuschendste Teil des Entwurfs, wir fordern deshalb dessen Rücknahme. Man fragt sich dabei "Wer fürchtet sich vor Kinderrechten?“ Zum einen wird die Wichtigkeit von Kinderrechten staatlicherseits beteuert, zum anderen werden sie von eben demselben BVG selbst wieder relativiert.

Problematisch sehe ich hier abermals Vorgehen wie Inhalt: 10 Jahre wurde von Staaten über die KRK verhandelt – und zB Kindeswohl, Partizipation, Rechte von Kindern mit Behinderung wurden ohne Vorbehalt beschlossen; dann kommt die österr. BReg und kopiert den Eingriffsvorbehalt aus einem anderen Kontext/EMRK zu diesen Standards einfach dazu.
Und zum anderen kann ich es sachlich nicht nachvollziehen: zB Kindeswohl oder Partizipationsrecht sind keine Abwehrrechte, wo es Schranken für staatliche Eingriffe bedurft hätte. Eine Beschränkung der Kindeswohlprüfung aus Gründen der nationalen Sicherheit? Aus den Erläuterungen wird vielmehr deutlich, dass man sich im Grunde damit nur absichern wollte, dass das neue BVG möglichst nicht zu Änderungen von Gesetzen, etwa im Fremdenrecht, führen soll.

Wer soll die Rechte nach dem BVG Kinderrechte zukünftig ausüben?

Im Kontext individuellen Rechtsschutzes: jedes Kind, dass sich in diesen verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten verletzt fühlt – Beschwerde vor dem VfGH; generell gilt man ab 14 als prozessfähig, im eigenen Namen aufzutreten, unter 14 Jahre ist es Aufgabe der Eltern oder Jugendwohlfahrt. Zu beachten ist, dass vor dem VfGH Anwaltszwang gilt. Die Rolle der Kinder- und Jugendanwaltschaften müsste hier noch diskutiert werden.

Zusammenfassend: es hat vielversprechend begonnen, aber Vorgehensweise und Teile des Inhalts des neuen BVG Kinderrechte sind enttäuschend – hier sollte noch nachgebessert werden. Als neue Rechtsgrundlage für staatliche Organe bietet das BVG Kinderrechte großes Potential für verbesserte Normenkontrolle und Rechtsschutz von Kindern und Jugendlichen, dieses muss aber von politischem Wollen und Begleitmaßnahmen zu Kinderrechtsbildung und einer begleitenden Evaluation unterstützt werden, damit es als eindeutiges Signal an die Gesellschaft für einen verbesserten Rechtsstatus junger Menschen gelten kann.

